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Christel Humme
Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 21 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit
(9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Kurt-Dieter Grill, Karl-Josef Laumann, Dagmar
Wöhrl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der CDU/CSU

Wachstum in Deutschland und Europa stär-
ken – Neue Strategie für Lissabon-Ziele entwi-
ckeln

– Drucksachen 15/5025, 15/5614 – 

Berichterstattung:
Abgeordnete Gudrun Kopp 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Stunde vorgesehen. – Ich höre keinen
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile Kollegin
Dagmar Wöhrl, CDU/CSU-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dagmar Wöhrl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kenneth

Rogoff, der ehemalige Chefökonom des Internationa-
len Währungsfonds, hat gesagt: Wenn die Europäer in
naher Zukunft mehr Wachstum sehen wollen, müssen
sie den Fernseher anschalten. Das sind harte Worte,
aber Recht hat er. Wenn man die neuen Wachstumspro-
gnosen der EU-Kommission ansieht, stellt man fest,
dass zwar die Weltwirtschaft robust ist – China, Indien,
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die Schwellenländer wachsen –, aber der Euroraum in
diesem Jahr nur auf bescheidene 1,4 Prozent Wachstum
kommt. Letztes Jahr hatten die USA 4,4 Prozent
Wachstum, der Euroraum mickrige 2,1 Prozent. Das
Pro-Kopf-Inlandsprodukt liegt in Europa bei 72 Prozent
von dem der USA. Die USA haben eine Beschäfti-
gungsquote, die 10 Prozent höher liegt als die der EU.

Was sagt uns das? Es sagt uns, dass das ehrgeizige
Ziel, das wir uns vor fünf Jahren in Lissabon gesetzt ha-
ben – Europa bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten, wis-
sensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen –, in
weite Ferne gerückt ist. Das Ziel war ehrgeizig, es war
aber auch richtig. Die Zwischenbilanz, die jetzt, nach
fünf Jahren, gezogen worden ist, ist ernüchternd. Meine
Damen und Herren von Rot-Grün, an dieser Ernüchte-
rung haben Sie einen ganz großen Anteil.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Klaus Brandner [SPD]: Wir sind
alle nüchtern!)

Wenn man den Kok-Bericht ansieht, stellt man vor al-
lem fest: Es mangelt an dem politischen Willen in den
Mitgliedstaaten. Schöne Worte und Ankündigungen, die
immer wieder gemacht werden – vor allem von Ihrer
Seite –, tragen nicht dazu bei, dass wir zu mehr Wirt-
schaftswachstum kommen. Der Kommissionspräsident
hat hier klare und mutige Worte gefunden, als er gesagt
hat: So wie in den letzten fünf Jahren kann es hier nicht
weitergehen. Es ist richtig, wenn mit den neuen Vor-
schlägen, die jetzt auf dem Tisch liegen, Wachstum und
Beschäftigung in den Mittelpunkt rücken. Das ent-
spricht genau der Aussage der Union: Wachstum und
Beschäftigung sind das A und O und müssen für uns zu-
kunftsweisend sein.

Das Ziel, das gesetzt worden ist, ist ehrgeizig und es
ist auch wichtig, die Abstimmung der EU-Länder effi-
zienter zu gestalten. Aber Wirtschaftspolitik und Be-
schäftigungspolitik sind in erster Linie nationale Aufga-
ben. Wir selbst sind gefordert, unsere Hausaufgaben zu
machen. Wir selbst sind gefordert, aus eigener Kraft un-
sere Wirtschaft wieder aufzurichten. Es geht in erster Li-
nie um uns, um unser Land und um unsere Menschen. Es
geht um unsere Verantwortung, die Verantwortung, die
wir in Deutschland haben: für das Ganze und auch für
Europa. Wir haben Pflichten, die sich auch aus der Lis-
sabon-Strategie ergeben.

Die deutsche Wirtschaft ist bei weitem die größte in
Europa. Wir erwirtschaften ein Fünftel des Bruttoin-
landsprodukts der EU der 25. Wenn wir unser Wachs-
tumspotenzial betrachten, dann erkennen wir, dass wir
nicht entsprechend diesem Potenzial wachsen. Unser
Wachstum stagniert leider. Das Zugpferd, das wir vor
vielen Jahren gewesen sind – wir als Deutsche waren
stolz darauf, wir sind mit unserem Wachstum nach vorne
gegangen und haben Europa gezogen –, sind wir heute
nicht mehr, wir sind im Zug nach hinten abgedriftet.
2005 und 2006 werden wir wieder die Allerletzten des
Wachstumszugs in Europa sein. Das heißt, wir Deutsche
tragen durch Ihre Politik die Verantwortung dafür, dass
Europa und seine Zahlen derart nach unten gezogen wer-
den.
Seit Rot-Grün an der Regierung ist, hatten die Wachs-
tumszahlen bis auf ein einziges Mal immer eine Null vor
dem Komma. Auch dieses Jahr wird das Wachstum vo-
raussichtlich nicht höher als 0,7 Prozent liegen. Wir sind
also meilenweit von den 2 Prozent der Beschäftigungs-
schwelle entfernt. Ein so hohes Wachstum brauchen wir,
wenn wir zu mehr sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten kommen wollen. Auch die Zahlen, die uns
jetzt vorliegen, sind nicht positiv. Die inländische Nach-
frage schrumpfte im ersten Quartal wiederum um
0,6 Prozent. Besonders enttäuschend war die Entwick-
lung des privaten Verbrauchs. Das jüngste Bild, das uns
durch die Zahlen vermittelt wird, zeigt, dass sich bei uns
leider nichts ändert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben immer noch das alte, bekannte Bild: Die Bin-
nenkonjunktur liegt flach und das Einzige, das uns noch
einigermaßen aufrechterhält, ist die Außenwirtschaft.

Selbst außenwirtschaftlich gute Rahmendaten, die wir
durch die Weltwirtschaft haben, reißen uns aufgrund Ih-
rer verkorksten Politik, die uns inzwischen auf das öko-
nomische Abstellgleis geführt hat, nicht heraus. Es ist
traurig, dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von
Rot-Grün, es geschafft haben, unser Land bis auf die
Substanz herunterzuwirtschaften.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es nützt auch nichts, wenn immer wieder versucht
wird, irgendeinen Sündenbock zu finden. Sie finden ja
immer irgendeinen Sündenbock, nur an Ihre eigene Nase
fassen Sie sich nie. Der neueste Sündenbock sind jetzt
Europa bzw. die Euroeinführung, die für die anhaltende
Wachstumsschwäche verantwortlich sein soll. Ein ande-
res Mal war es der Stabilitätspakt. Ich sage: Deutschland
hat seinen wirtschaftlichen Vorteil weniger durch die
Einführung des Euro als durch die Amtseinführung die-
ser Regierung verloren.

Sie haben inzwischen offensichtlich jegliche Art von
Hemmung verloren. Man braucht sich nur Ihren Haus-
halt anzuschauen. Das vierte Mal in Folge verstoßen Sie
gegen den Stabilitätspakt. Das ist jetzt schon ganz nor-
mal; das ist Usus, das ist Tradition. Das ist offensichtlich
nichts Schlimmes. Das war schon immer so und das wird
auch weiter so sein. Das regt Sie überhaupt nicht mehr
auf.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Zurück zur 
Normalität!)

Wir wissen doch eines: Das Wichtigste für Wachstum
und Beschäftigung sind eine solide Haushaltspolitik und
eine solide Finanzpolitik.

(Ilse Aigner [CDU/CSU]: So ist es!)

Wenn Sie diese nicht betreiben, dann können Sie alle
Hoffnungen vergessen, das Land nach vorne zu bringen
und für mehr Wachstum zu sorgen, das mehr Menschen
in Arbeit bringt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Deswegen kann ich nur sagen: Es ist ein Segen, dass Sie
Ihre Regierung nun selbst abwickeln, auch wenn Sie
noch nicht genau wissen, wie.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Genau: Ab-
wicklung! Insolvenzverfahren!)

Wir werden sehen, was Sie uns hier am 1. Juli 2005 vor-
legen werden. 

Wir als Union werden ehrlich sein und den Menschen
nicht versprechen, dass wir sofort, von heute auf mor-
gen, ein anderes Wachstum haben werden. Wir werden
Zeit brauchen, um aus dieser Misere, die Sie zu verant-
worten haben, wieder nach oben zu kommen. Wir wer-
den es probieren und unsere Kräfte einsetzen, um wachs-
tumsfördernde Maßnahmen auf den Weg zu bringen,
sodass wir wieder stolz auf unser Land sein können und
sagen können: Wir Deutsche wollen im Zug in Europa
wieder vorne sein und nicht vom Ausland bemitleidet
werden, weil wir ganz hinten vor uns hindümpeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir werden die Sache in die Hand nehmen. Wir wer-
den Bürokratie abbauen. Wir werden – Sie können das
gerne im Protokoll nachlesen und es mir dann irgend-
wann vorhalten – kiloweise Gesetze entrümpeln, um
auch denen zu helfen, die unsere Hilfe brauchen, dem
Mittelstand, den Sie in dieser Legislaturperiode mit Ihrer
Überbürokratisierung zusätzlich belastet haben.

Eines werden wir bestimmt nicht machen: Wir wer-
den bestimmt nicht wie Sie unsere Aufgabe darin sehen,
auf Richtlinien aus Europa etwas draufzusatteln. Diese
Übererfüllung von europäischen Richtlinien ist wachs-
tumshemmend. Das bürokratische Monster namens An-
tidiskriminierungsgesetz ist das abschreckendste Bei-
spiel für den Übereifer, den Sie von Rot-Grün immer an
den Tag legen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Europa braucht nicht nur einen neuen Wachstumsim-
puls aus Deutschland. Vor allem gilt jetzt nach den Voten
in Frankreich und den Niederlanden: Europa braucht
auch einen Begeisterungsschub. Wir haben die Ver-
pflichtung, die Menschen mitzunehmen. Die Abstim-
mungen in Frankreich und den Niederlanden müssen uns
aufrütteln. Wir müssen uns fragen, warum die Menschen
so entschieden haben. Wir haben die Verpflichtung, die
Menschen an Europa heranzuführen. Wir müssen auch
dafür sorgen, die Zwangsbeglückung, die zum großen
Teil aus Europa kommt, in Maßen zu halten. Auch das
ist unsere Verpflichtung als Deutsche und als Europäer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zum Abschluss möchte ich noch eines sagen: Wir
müssen die Begeisterung für Europa wecken. Wir wer-
den sie aber nicht wecken, wenn wir es wie diese Regie-
rung machen und die Schuld für die Wachstumsschwä-
che in unserem Lande immer in Brüssel abladen. Ihr
Motto lautet ja: Einmal ist der Euro schuld, ein anderes
Mal ist der Stabilitätspakt schuld, aber die Regierung ist
nie schuld.

Ich gebe Ihnen einen guten Rat: Machen Sie wirklich
Ihre Hausaufgaben! Dafür sind Sie gewählt worden. Su-
chen Sie Lösungen für die Probleme und schieben Sie
die Schuld nicht immer auf andere! Sie sind noch immer
die Regierung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Günter Gloser, SPD-

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Günter Gloser (SPD): 
Guten Morgen, Herr Präsident! Meine lieben Kolle-

ginnen und Kollegen! Die Ergebnisse der Abstimmun-
gen in Frankreich und den Niederlanden erfordern in der
Tat, dass wir Antworten auf die Fragen der Globalisie-
rung finden. Die Globalisierung wird von den Bürgerin-
nen und Bürgern in vielen Bereichen wahrgenommen
und sie fragen: Wer gibt uns Antworten? Kann das die
nationale Ebene machen oder muss das eher auf europäi-
scher Ebene geleistet werden? Ich bin ganz klar der Auf-
fassung, dass vieles in den Nationalstaaten erledigt wer-
den muss, dass es aber ebenso erforderlich ist, dass die
Europäische Union als Ganzes handelt und Antworten
auf die Fragen der Globalisierung findet.

Sehr geehrte Frau Kollegin Wöhrl, wo haben Sie in
Ihrer Rede Antworten auf die vor uns liegenden Heraus-
forderungen gegeben?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Manchmal habe ich gedacht: Das ist wie bei einem unzu-
reichend ausgebildeten Arzt, der seinem Patienten nichts
anderes zu bieten hat als die Aussage: Weil Sie jetzt
krank sind, müssen Sie schneller wieder gesund werden.
Das ist mein Rezept. – Das ist aber gar kein Rezept.

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: Sie müssen 
aufräumen!)

Was muss konkret gemacht werden? Da Sie wieder ein-
mal einem fröhlichen Marktradikalismus frönen, frage
ich mich, ob das die Antwort auf die Ängste und Nöte
der Bürgerinnen und Bürger ist.

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: Sie regieren 
doch, Herr Gloser!)

Ich sage klipp und klar: Unsere Vorstellung von einer
Europäischen Union und die Lissabon-Strategie – da-
rüber werden wir heute noch sprechen – sehen vor, dass
es eine Balance zwischen Europa als Wirtschaftsraum
und Europa als einer sozialen Union geben muss. Da
kann man nicht einfach sagen, dass einen eine Seite da-
von nicht interessiert. Sie und Ihr Ministerpräsident in
Bayern geben schon zu erkennen, dass Sie einen sozial-
politischen Kahlschlag veranstalten wollen. Das aber ist
keine Antwort auf die Ängste und Nöte der Bürgerinnen
und Bürger. Hier muss ein Ausgleich geschaffen werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Sie stimmen immer wieder Ihre Klagelieder an. Frau
Wöhrl, ich frage mich immer: Wo waren Sie und die
CDU/CSU, als Sie in Ihrer Regierungszeit den Sozial-
systemen, die in der Tat einer Reform bedürfen, die
finanziellen Lasten der deutschen Einheit aufgebürdet
haben?

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: Das ist schon 
ein bisschen her!)

Wie sähen denn die Sozialversicherungsbeiträge aus,
wenn das nicht geschehen wäre?

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Ihr wolltet 
doch noch mehr Geld ausgeben!)

– Herr Grill, Sie haben – das muss immer wieder deut-
lich gemacht werden – durch die falsche Finanzierung
der deutschen Einheit die Sozialversicherungssysteme
belastet. Wir haben jetzt diese Hypothek. Die Bürger und
die Arbeitgeber haben sie heute noch zu tragen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir wollen Sie an der Frage messen, was in Europa
und was auf der nationalen Ebene geleistet werden muss. 

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Was hat die 
deutsche Einheit mit Lissabon zu tun?)

In Ihrem Antrag steht:

Bildung, Forschung und Entwicklung haben immer
noch einen zu geringen Stellenwert. 

Oder: 

Die Belastung für Unternehmen durch Steuern und
administrative Hemmnisse ist im internationalen
Vergleich zu hoch. (...) Die Ausgaben für Bildung
und Forschung bleiben hinter den vereinbarten Zie-
len zurück und haben eine zu geringe Ausstrahlung
auf die Wirtschaft.

(Dr. Hermann Kues [CDU/CSU]: Sagt Herr 
Clement!)

Wie hat doch Frau Merkel so pathetisch gesagt? Ich will
dem Land dienen. –

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das gilt doch nicht nur für die Regierung, das gilt auch
für die Opposition. Was machen Sie denn im Bereich der
Forschung? Wir sind es doch gewesen, die die Ausgaben
für Bildung und Forschung nach Ihren Kürzungen in
den Jahren bis 1998 erhöht haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Widerspruch bei der CDU/
CSU)

Wir haben diesen Bereich ausgebaut. 

(Zuruf von der CDU/CSU)

– Daran ändert auch nichts Ihr Hinweis auf Ihre Elder-
statesmen. – Wo sind denn beispielsweise die Initiativen
der Kollegen Koch und Wulff? Das Exzellenzprogramm
dieser Bundesregierung wird doch blockiert. 
(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Reden wir
über Lissabon und Europa oder über Innen-
politik?)

Alle Fachleute – auch konservative Ökonomen – sa-
gen: Es hat gar keinen Sinn, einen Wettlauf beim Lohn-
und Sozialdumping mitzumachen. Wenn wir in einer
Wettbewerbsgesellschaft bestehen wollen, dann müssen
unsere Produkte besser werden und dann müssen wir bei
Bildung und Wissenschaft besser werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Hartwig Fischer [Göttingen]
[CDU/CSU]: Wer will denn Dumping ma-
chen?) 

Aber was machen Sie? Seit Monaten wird dieses Pro-
gramm blockiert. Warum denn eigentlich? Sie sollten
nicht immer alle Aufgaben der Regierung überlassen.
Sie könnten ganz klar sagen: Ja, Deutschland setzt ein
Zeichen im Bereich der Bildung und Forschung und wir
blockieren dieses Programm nicht. 

Wenn Sie die Kongresse der Rektoren und Präsiden-
ten von Universitäten verfolgen, dann wird Ihnen doch
klar, woher der Wind weht. Die warten darauf, dass sie
Geld bekommen. Sie aber verhindern dieses Projekt, nur
weil Sie eine Blockadestrategie verfolgen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kommen wir zu der schönen Mär von Bürokratie.
Wir hatten an diesem Mittwoch eine Anhörung zu der
Richtlinie über Dienstleistungsfreiheit. Es ging zwar in
erster Linie um juristische Aspekte, aber erfreulicher-
weise wurden auch wirtschaftliche Aspekte angespro-
chen. Da sagte ein Vertreter, der wirklich nicht der
Sozialdemokratie nahe steht, sondern die Kammern in
Brüssel vertritt, auf die Frage, warum sich so viele Aus-
länder als Selbstständige in Deutschland niederließen:
Das liegt einfach daran, dass in vielen Mitgliedsländern
der Europäischen Union ein viel größerer Verwaltungs-
aufwand als in Deutschland herrscht. Man braucht zahl-
reiche Bescheinigungen, aber in Deutschland ist das
nicht der Fall. – Sehen Sie!

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Herr Gloser!)

Sie sollten nicht immer diese Mär verbreiten, wir hätten
einen überregulierten Staat. Es gibt Leute, auch in der
Industrie, die sagen, dass es nicht so ist, wie Sie es im-
mer beschreiben. Im Übrigen sind auch wir dabei, in be-
stimmten Bereichen Bürokratie abzubauen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich komme noch einmal zurück

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]:
Das entscheidet der Wähler, ob Sie noch mal
zurückkommen!)

auf die Lissabon-Strategie. Wir geben Herrn Kok Recht,
was die Prüfung der Lissabon-Strategie betrifft. Wir
müssen uns auf Ziele konzentrieren. Ich sage ganz be-
wusst: Mit Papierbergen kann man keine Probleme lö-



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 179. Sitzung. Berlin, Freitag, den 3. Juni 2005 16901

(A) (C)

(B) (D)

Günter Gloser
sen. Ich sage aber auch: Wenn wir die Lissabon-Strategie
zum Erfolg bringen wollen, dann müssen wir auf diesen
Feldern unsere Akzente setzen. Frau Wöhrl, von Ihnen
habe ich keinen einzigen solchen Aspekt gehört, nur ein
laues Sommerliedchen, das übliche Wehklagen der
Union, aber keine konkreten Vorschläge. Das können
wir Ihnen nicht durchgehen lassen. Ich möchte wissen,
wo Sie etwas ändern. Wollen Sie an die Sonntags- und
Feiertagszuschläge herangehen? Hat es etwas mit der
Lissabon-Strategie zu tun, ein soziales Ungleichgewicht
herbeizuführen? Was wollen Sie mit dem Flächentarif-
vertrag machen?

Gerade in einer Zeit, in der die Bürgerinnen und Bür-
ger unsicher sind, müssen wir Politiker den Menschen
Sicherheit geben. Das heißt nicht, dass wir nicht reform-
bereit wären. Diese Regierung hat in den letzten Jahren
ständig Reformen durchgeführt. Wenn Sie die OECD-
Berichte lesen, dann stellen Sie fest, dass dort deutlich
zum Ausdruck gebracht wird, was Deutschland in den
letzten Jahren 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 
Falsch gemacht hat!)

im Bereich der Sozialversicherungssysteme angepackt
hat. Das betrifft auch den Bereich, der beim vorherge-
henden Tagesordnungspunkt diskutiert wurde, nämlich
die Bildungspolitik und die Ganztagesbetreuung. Sie ha-
ben die Maßnahmen doch immer verhindert. Wir haben
das Thema aufgegriffen. Sie sollten nicht so tun, als ob
Sie diejenigen gewesen seien, die die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf entdeckt hätten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie sind erst nach zeitlicher Verzögerung dorthin gekom-
men. 

Die Gestaltung der Lissabon-Strategie ist bei dieser
Bundesregierung und dieser Koalition in guten Händen.
Wer sich – wie Sie in den letzten Jahren – nur darauf be-
schränkt, zu blockieren, ist nicht tauglich, eine Regie-
rung zu übernehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]:
Sagen Sie es noch öfter, dann glauben Sie es
vielleicht auch! – Kurt-Dieter Grill [CDU/
CSU]: Schade, das hätte eine gute Debatte
werden können!)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Rainer Brüderle, FDP-

Fraktion.

Rainer Brüderle (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben

in dieser Woche tektonische Verschiebungen in Europa
erlebt. Die Volksabstimmungen in Frankreich und den
Niederlanden haben ein politisches Erdbeben ausgelöst.
Das Epizentrum ist sicherlich nicht Berlin, aber die
Noch-Regierung Schröder/Fischer trägt ein großes Maß
an Mitverantwortung für das Auseinanderdriften in
Europa.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Grün-Rot hat aus Deutschland eine Wachstums-
bremse gemacht. Deutschland zieht Europa runter.
Deutschland stagniert mit einem Wirtschaftswachstum
irgendwo zwischen 0,7 und maximal 1 Prozent. In Eng-
land liegt das Wachstum bei 2,8 Prozent, in Spanien bei
2,6 Prozent und in Frankreich immerhin noch bei
1,9 Prozent. Wir streiten uns seit Jahren mit Italien, wer
die rote Laterne in Europa trägt. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Leider wahr!)

Im letzten Jahr hatten wir durch Kalendereffekte leichte
Verbesserungen. 

Entscheidender Punkt ist, dass das Wachstumspoten-
zial der deutschen Volkswirtschaft mit etwa 1 Prozent zu
gering ist.

(Beifall bei der FDP)

Das sagt Ihnen die Bundesbank, das sagen Ihnen die
Wirtschaftsforschungsinstitute und das sagen alle Sach-
verständigen. Die Amerikaner haben ein Potenzial von
gut 3 Prozent. Hier liegt der entscheidende Unterschied
und das ist der Grund für die Schwäche unserer Volks-
wirtschaft. Dieser Unterschied ist jedoch nicht gottgege-
ben. Man kann auf Regierungsgipfeln wie im Jahre 2000
in Lissabon tolle Wachstumsziele beschließen, zu Papier
bringen. Papier ist geduldig. Damit hat man aber in der
Sache noch lange nichts erreicht, wenn man sich zu
Hause nicht auf den Hosenboden setzt, seine Hausaufga-
ben erledigt und die Politik so gestaltet, dass man einen
eigenen Beitrag zu mehr Wachstum und Beschäftigung
einbringen kann. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Grün-Rot hat genau das Gegenteil gemacht. Beson-
ders die Grünen missbrauchen die EU-Vorlagen für ihre
Luxusagenda, siehe Gentechnikverhinderungsgesetz, siehe
Antidiskriminierungsgesetz, siehe Chemikalienpolitik.
Überall wird draufgesattelt. Zu Hause werden Luxusthe-
men wie Dosenpfand und Windrädchen befördert. Das
fällt jetzt auf einmal selbst der SPD auf. 

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: So ist es!)

Herr Gabriel, Herr Müntefering lassen grüßen. Manche
SPD-Kollegen haben sieben Jahre gebraucht, um zu
merken, dass die Grünen Jobs verhindern. Sie werden als
Siebenschläfer in die stolze Geschichte der deutschen
Sozialdemokratie eingehen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Die neue EU-Kommission hat die Lissabon-Strategie
auf Wachstum und Beschäftigung fokussiert. Das ist
richtig. Aber wie reagiert Deutschland? Herr Eichel
möchte Europa am liebsten den Steuerwettbewerb per
EU-Beschluss verbieten. Dahinter steht der eigenartige
Satz: Statt selbst besser zu werden, müssen andere
schlechter werden.

(Klaus Brandner [SPD]: Quatsch!)
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Heute lesen wir in der „Süddeutschen Zeitung“ – eine
Ihnen sehr gewogene Zeitung –: Clement muss mit
Rücktritt drohen, damit das Thema Unternehmensteuer
in der Koalition überhaupt noch weiter angepackt wird. 

(Gudrun Kopp [FDP]: Traurig, traurig!)

Nur aufgrund der Rücktrittsdrohung von Herrn Clement
wird es offenbar noch behandelt. 

Statt selbst ein einfaches, niedliches, gerechtes Steuer-
system einzuführen, will man lieber Estland und Slowe-
nien die Flat Tax verbieten. Mit einem solchen Ansatz
wird Europa nie zum dynamischsten Wirtschaftsraum
der Welt werden. Der nächste Beschlussvorschlag der
grün-roten Bundesregierung wird wahrscheinlich lauten:
Wir beschließen, dass China, Indien, Japan und die USA
nicht mehr so stark wachsen dürfen, wie sie es bisher
tun. – Das ist natürlich eine geniale Politik, um die eige-
nen Probleme zu lösen. 

(Kurt Bodewig [SPD]: Das ist Kindergartenni-
veau!)

Es geht jetzt um die Brot- und Butterthemen. Wir
müssen die Wachstumsbremsen in Deutschland lösen. Es
geht darum, die Staatsquote zurückzuführen. Sie muss
bei 40 Prozent und nicht in der Nähe von 50 Prozent lie-
gen. 

Wir brauchen betriebliche Bündnisse für Arbeit,
damit man in den Betrieben eigene Entscheidungen
– ohne Genehmigungspflicht der Kartellbrüder – treffen
kann. 

(Beifall bei der FDP)

Deswegen sagen wir erneut: Wenn 75 Prozent der Mitar-
beiter eines Betriebs bei freier und geheimer Abstim-
mung die alte Regelung haben wollen, müssen sie das
Recht haben, zugunsten der Erhaltung ihrer Arbeits-
plätze und der Schaffung neuer Arbeitsplätze einen eige-
nen Weg gehen zu können. Wir wollen Steuersenkungen,
keine Steuererhöhungen.

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Richtig!)

Das darf ich auch den Freunden von der CDU/CSU sa-
gen.

Eines muss klar sein: Man kann durchaus über eine
Umstrukturierung des Steuersystems diskutieren, 

(Günter Gloser [SPD]: Sie wissen doch gar 
nicht, was Sie machen wollen!)

aber per Saldo müssen die Menschen in Deutschland und
die Unternehmen entlastet werden, 

(Zuruf von der SPD: Wir haben sie doch ent-
lastet!)

indem ihnen bei einer Umstrukturierung hin zu mehr Ei-
genverantwortung in der Rentenvorsorge und im Ge-
sundheitswesen auch die Möglichkeit geboten wird, das
verfügbare Einkommen zu erhöhen. Diesen Weg müssen
wir konsequent weiterverfolgen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
Die Unternehmensverfassung muss modernisiert wer-
den. Daran ändern auch die Ausflüchte zu Karl Marx
und der Kapitalismusdiskussion nichts. Karl Marx ge-
hört ins Trierer Museum, aber nicht in die aktuelle politi-
sche Diskussion.

Rot-Grün versucht, FDP und CDU/CSU quasi als
neoliberale Klabautermänner zu brandmarken. 

(Günter Gloser [SPD]: Richtig! – Rainder
Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Über den Klabautermann können wir noch re-
den!)

Sie versuchen, das Erbe Ludwig Erhards zu erschlei-
chen. Aber Ihnen fehlt jegliche geschichtliche Kenntnis.
Ludwig Erhard hat sich selbst als Neoliberaler bezeich-
net. Es war die Antwort auf die Nazizeit und der Einfluss
der Freiburger Schule, dass kein Manchester-Kapitalis-
mus betrieben wurde, sondern durch eine Ordnungspoli-
tik eine Rahmensetzung vorgenommen wurde. Das ist
soziale Marktwirtschaft. Soziale Marktwirtschaft ist
neoliberale Politik. Sie wollen offenbar keine soziale
Marktwirtschaft, sonst würden Sie nicht immer wieder
einen solchen Unsinn propagieren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Soziale Marktwirtschaft ist sozial, weil sie die Chance
bietet, dass jemand durch harte Arbeit, Tüchtigkeit und
Engagement Erfolg hat, durch Leistung Geld verdienen
und einen Arbeitsplatz finden kann. Sie betreiben eine
Monopolisierungspolitik. Eon Ruhrgas lässt herzlich
grüßen. Das Unternehmen hat mittlerweile einen Markt-
anteil von 87 Prozent und jetzt beklagt der Kanzler, dass
die Gaspreise in Deutschland steigen. Wer einen solchen
Monopolisierungsgrad zulässt, darf sich nicht über Fehl-
steuerungen in der deutschen Volkswirtschaft wundern. 

Das sind falsche Denkansätze. In Ihrer Politik stim-
men die Grundachsen nicht. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ihre Wirtschaftspolitik hat keinen Charakter, weil sie
orientierungs- und prinzipienlos ist, weil sie nach Guts-
herrenart gemacht wird, weil sie opportunistischen und
publizistischen Gesichtspunkten folgt. 

(Günter Gloser [SPD]: Die FDP hat mehr dazu 
getan als wir!)

Herr Clement war ein guter Journalist, aber er hat sich
nicht an den Grundachsen einer guten Wirtschaftspolitik
ausgerichtet, die den Menschen bessere Chancen bietet.
Deshalb muss die soziale Marktwirtschaft erneuert wer-
den. Die Prinzipien müssen umgesetzt werden und die
Politik der Beliebigkeit und der tagespolitischen Orien-
tierung muss endlich ein Ende haben. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile Kollegen Rainder Steenblock, Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen, das Wort. 

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
führen zwar vorrangig eine innenpolitische Debatte, aber
gestatten Sie mir zunächst einmal eine Anmerkung zu
Europa und den sicherlich für uns alle durchaus
schmerzlichen Ereignissen in Frankreich und in den Nie-
derlanden. Sie sind ein Signal, das wir wahrnehmen
müssen – das steht außer Frage –, weil es neben den in-
nenpolitischen Themen in diesen Ländern darauf hin-
deutet, dass viele Menschen nicht mehr das Vertrauen
haben, dass die Europäische Union die bestehenden Pro-
bleme lösen kann. 

Wir wissen aber genau, dass es keine Alternative zur
europäischen Integration gibt. Ein Zurück zu den Natio-
nalstaaten wäre ein Zurück ins gesellschaftliche und
ökonomische Abseits. Deshalb sollten wir – wie wir es
auch in der Verfassungsdiskussion in Deutschland getan
haben – uns dieser Debatte sehr intensiv annehmen. Wir
haben in Deutschland mit großer Mehrheit für diese Ver-
fassung gestimmt, weil wir wissen, dass es keine Alter-
native gibt.

Ich betone aber, dass wir uns davor hüten sollten,
Europa für all das zum Sündenbock zu machen, was wir
auf nationaler Ebene nicht hinbekommen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU])

Diese große Gefahr sollte in der Diskussion beachtet
werden. 

Ich glaube, dass die europäische Integration ein sehr
hohes Gut ist. Sie hat uns 60 Jahre lang Frieden und
Aufschwung in Europa beschert. Diese Phase der Stabi-
lität und des Glücks in Europa kann nicht hoch genug
geschätzt werden. 

Deshalb ist alle billige Häme, die derzeit im Hinblick
auf die Abstimmungen in Frankreich und Holland ausge-
gossen wird, zu verurteilen. Lassen Sie uns in dieser
Frage zusammenstehen und Europa nicht für innenpoliti-
sche Debatten missbrauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Was den Lissabon-Prozess angeht, hat Frau Wöhrl zu
Recht gesagt, dass es auch um uns gehe. Es geht in der
Tat um den deutschen Beitrag innerhalb der Lissabon-
Strategie. Leider sind Sie, liebe Kollegin Wöhrl – der
Kollege Gloser hat zu Recht darauf hingewiesen –, in Ih-
ren Ausführungen dazu, welchen Weg wir verfolgen
müssen und wie er konkret ausgestaltet werden kann,
sehr allgemein geblieben.

Ich verstehe, dass es heute für Sie vor dem Hinter-
grund der diffusen Debatten in der CDU/CSU darüber,
wie denn eigentlich ein ökonomisch sinnvoller Kurs aus-
sehen soll, schwierig ist, überhaupt etwas Konkretes zu
sagen. Aber ich meine, dass Sie damit nicht durchkom-
men dürfen. 

Wir haben in der Frage, wie unser Steuersystem ge-
staltet werden soll, sicherlich Handlungsbedarf. Das ist
von uns auch nie bestritten worden. Wenn man aber wie
Sie herangeht und die Mehrwertsteuer nur erhöhen will,
um eine Senkung der Einkommensteuer insbesondere
für die Reichen zu finanzieren – darüber wird zurzeit in
der CDU/CSU diskutiert –, dann ist das gerade vor dem
Hintergrund der Referenden in Europa und der Stim-
mung in der Bevölkerung genau die falsche Antwort.
Wir können es uns nicht leisten, die Probleme unserer
Sozialsysteme so zu lösen und die Fragen nach sozialer
Gerechtigkeit, sozialen Standards und der Innovations-
fähigkeit unseres Gesellschaftsmodells so zu beantwor-
ten, dass man die öffentlichen Ressourcen noch mehr zu-
gunsten der Reichen verschiebt. Vielmehr brauchen wir
eine Stabilisierung der Sozialsysteme in diesem Lande.
Dafür gilt es das Steuersystem umzubauen. 

Wir, die Grünen, sagen sehr deutlich: Eine Mehrwert-
steuererhöhung kann es nur geben, wenn es darum geht
– das ist die zentrale Frage in Deutschland –, mehr Ar-
beitsplätze zu schaffen, das heißt, die Lohnnebenkosten
zu senken. Das muss das Ziel sein. Um Arbeit in
Deutschland gerade im Bereich geringfügiger Einkom-
men attraktiver zu machen und um das Steuersystem
umzubauen, brauchen wir eine Senkung der Lohnneben-
kosten. Das wäre die große Jobmaschine. Aber Sie ha-
ben in den letzten Jahren ständig im Bremserhäuschen
gesessen, wenn es galt, unser Steuersystem in diese
Richtung umzubauen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bei der Lissabon-Strategie geht es auch um den Um-
bau unserer gesellschaftlichen Systeme, insbesondere
der Sozialsysteme. Wir wollen als eine der zentralen
Antworten eine Bürgerversicherung. Wie sieht Ihre
Antwort aus, wenn es um den Umbau der sozialen Si-
cherungssysteme geht? Sie wollen die Menschen pau-
schal, also unabhängig von Einkommen und sozialem
Status, mit den Kosten des Gesundheitswesens belasten.
Das halten wir für einen fatalen Fehler. Das hat nichts
mit der Stabilisierung der Sozialsysteme zu tun, sondern
das verankert zunehmend Ungerechtigkeit in dieser Ge-
sellschaft. Das lehnen wir ab. Wir wollen ein sozial ge-
rechtes System, die Bürgerversicherung, einführen.
Auch darum wird es in dem nun bevorstehenden Wahl-
kampf gehen. Die Bürgerinnen und Bürger wissen
sicherlich genau, in welche Richtung sie zu votieren ha-
ben. 

Zum Bereich der Subventionen: Wir haben mit gro-
ßem Erstaunen festgestellt, dass plötzlich auch in der
CDU/CSU eine Debatte über die Eigenheimzulage und
die Pendlerpauschale entbrannt ist. Wir begrüßen, dass
Sie beginnen, sich zu bewegen. Aber wo haben Sie in
den letzten Jahren gestanden? Wir haben so häufig ver-
sucht, die Eigenheimzulage abzuschaffen und die Pend-
lerpauschale zu senken. Aber Sie von der CDU/CSU ha-
ben das alles ständig blockiert. Dadurch sind uns
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Milliardenbeträge verloren gegangen, die wir in diesem
Land für die Schaffung neuer Arbeitsplätze hätten sinn-
voll einsetzen können. Sie haben nur im Bremserhäus-
chen gesessen und sind Ihrer Verantwortung nicht ge-
recht geworden.

(Beifall bei der SPD)

Zum letzten Bereich: Wir wollen Europa – die Lissa-
bon-Strategie ist dafür ein geeignetes Instrument – zu ei-
nem wissensbasierten, innovativen und dynamischen
Standort machen. Wenn man sich anschaut, welche inno-
vativen Vorschläge Sie in der Bildungspolitik gemacht
haben bzw. bei welchen unserer innovativen Vorschläge
Sie gebremst haben, dann muss man deutlich sagen: Wir,
die rot-grüne Bundesregierung, haben den Bundeslän-
dern in den Bereichen Forschung und Bildung – auch
wenn es nicht nur unsere Aufgabe ist – mit Milliarden-
summen unter die Arme gegriffen und versucht, hier vie-
les anzuschieben, und zwar gegen Widerstand aus Ihren
Reihen. Es ist beschämend, dass in Deutschland noch
immer die Herkunft und das Einkommen der Eltern da-
rüber bestimmen, ob Kinder das Abitur machen und spä-
ter eine Hochschulausbildung absolvieren.

Wenn es uns nicht gelingt, den Zugang zu unseren
Bildungsabschlüssen sozial gerechter zu gestalten, dann
werden wir unsere Aufgaben nicht erfüllen können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese rot-grüne Koalition steht für eine sozial orientierte
Bildungspolitik. Sie ist effizient und öffnet allen den Zu-
gang zu den Bildungseinrichtungen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Die zentralen Elemente einer Lissabon-Agenda sind:
die Schaffung von zukunftsfähigen, auf Innovation aus-
gerichteten Arbeitsplätzen, die Schaffung von Arbeits-
plätzen im Dienstleistungsbereich – dort gibt es riesige
Potenziale, die wir ausschöpfen können – und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen im Bereich der regenerativen
Energien. Dabei geht es um viel mehr als um Windener-
gie; das Feld der regenerativen Energien ist viel größer.
Auf diesen Gebieten sollten wir unsere Anstrengungen
verstärken. Wir werden dort zukunftsfähige Arbeits-
plätze schaffen. Ich glaube, wir sind auf einem guten
Weg, dieses Ziel zu erreichen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Heinz Riesenhuber,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Dr. Heinz Riesenhuber (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine lieben Kollegen! Herr

Steenblock, Sie haben hier über Ihre großartigen Leis-
tungen in der Bildungspolitik gesprochen. Lassen Sie
uns einmal die Ergebnisse der PISA-Länderstudie im
Detail anschauen: Dort, wo SPD und Grüne regierten
– mittlerweile gibt es keine rot-grünen Landesregierun-
gen mehr, aber es gab einige –, sind diese Ergebnisse in
einer bemitleidenswerten Weise schlechter. Wir spre-
chen hier über die Qualität von Bildungssystemen: Wir
haben exzellente Arbeit geleistet. Sie sollten sich daran
orientieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Sie haben mit Dankbarkeit festgestellt, dass wir über
Eigenheimzulage und Pendlerpauschale sprechen. Wir
hatten hierzu immer eine eindeutige Position: Wir wer-
den frei werdende Mittel nicht verwenden, um Haus-
haltslöcher zu stopfen. Wir haben in der gestrigen De-
batte wieder erlebt, dass Herr Eichel feststellen musste,
dass sein Haushalt eigentlich nur noch aus Löchern be-
steht, und dass er nicht mehr weiß, wie er damit umge-
hen soll. Deshalb fordern Sie das deutsche Volk auf, Sie
abzuwählen. Das ist ein ehrenwertes Vorgehen. Aber es
ist in der Geschichte der Bundesrepublik einzigartig,
dass eine Bundesregierung erklärt, sie sei nicht mehr fä-
hig, irgendein Problem zu lösen, und das deutsche Volk
bittet, sie abzuwählen. Wir werden sehen, wie sich das
deutsche Volk verhält.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr Steenblock, ich habe mich gefreut, dass Sie mit
dem Hinweis auf unsere grundsätzliche Frage angefan-
gen haben. Der Verfassungsvertrag hat keine Zukunft.
Die Frage, wie es mit Europa weitergeht, ist von grund-
sätzlicher und übergeordneter Bedeutung. Ich glaube
nicht, dass es sehr viel Sinn macht, noch feinsinnigere
Verhandlungen zu führen und noch großartigere Ge-
bäude an Regularien und Vereinbarungen aufzubauen.
Zu einem neuen Aufbruch kann es nur kommen, wenn
wieder übergeordnete Ziele – Visionen – erkennbar sind
und Personen, die sie verwirklichen.

Die Lissabon-Agenda, die ihren Niederschlag im ers-
ten Verfassungsentwurf fand, war eine großartige Arbeit
von tüchtigen Bürokraten. Sie enthielt eine unglaubliche
Vielfalt an Vorschlägen, 28 Hauptziele, 120 Nebenziele,
Ausführungen zu E-Europe, zu Chancen für Frauen und
zu Dienstleistungen, Märkten und Finanzen. Oder frei
nach Clausewitz: Wer alles deckt, deckt nichts. – Inso-
fern ist das, was jetzt angelegt ist, klüger; denn es ist
konzentriert auf Ziel: Wirtschaftswachstum und Arbeits-
plätze sind entscheidend.

Herr Gloser, Sie haben vorhin darauf hingewiesen,
wie wichtig das Soziale und die Umwelt sind. Richtig!
Wir müssen erreichen, dass die Wirtschaft wächst und
dass mehr Arbeitsplätze entstehen, und zwar, ohne un-
sere Errungenschaften zu beschädigen. Alles zugleich
weiterzuentwickeln führt aber zu einem unbeherrschba-
ren System, in dem sich gar nichts mehr bewegt. Diese
Erfahrung haben wir in den ersten fünf Jahren nach Lis-
sabon gemacht. Angesichts dessen ist die Konzentration
auf diese Ziele richtig: Wir bekommen Arbeitsplätze nur
mit Wirtschaftswachstum. Wir bekommen Wirtschafts-
wachstum nur über Innovationen. Und Innovationen be-
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kommen wir nur dann, wenn jeder Einzelne und wir alle
gemeinsam die richtigen strategischen Ziele verfolgen.
So sehen die Prioritäten aus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Die in Lissabon entwickelte Strategie konvergiert mit
dem, was wir hier sagen. Angela Merkel sagt, dass ein
Schwerpunkt ihrer Regierungspolitik Innovationen sein
werden. Edmund Stoiber sagt, wir müssten 3 Prozent
vom Bruttosozialprodukt in die Forschung investieren.
Angela Merkel sagt: Wir wissen, dass wir nur einen
Schuss frei haben. Das heißt, dass wir in der Situation
von heute in sehr kurzer Zeit das tun müssen, was Sie ei-
gentlich 1998 wollten. Nur, Sie haben inzwischen das
Ziel aus den Augen verloren. Seit Sie das Ziel aus den
Augen verloren haben, sind Sie viel schneller vorange-
kommen. Aber das war nicht hilfreich für Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In der Forschung haben Sie die gesamten Mittel noch
nicht einmal um 10 Prozent nominal erhöht, wenn man
das Soll 2005 mit 1998 vergleicht. Sie wollten sie ei-
gentlich verdoppeln! Hier müssen wir etwas tun. Nur aus
dem Grund, dass wir in diesem Bereich wieder klotzen
können, haben wir gesagt: Die verschiedenen Möglich-
keiten, die der Haushalt bietet, wollen wir nicht verplem-
pern, indem wir die Löcher einer misslungenen Finanz-
politik stopfen, sondern wir wollen sie nutzen, um aus
einer ganz schwierigen Situation – sie ist schwieriger als
vor sechseinhalb Jahren, als Sie angefangen haben – ei-
nen neuen Start in die Zukunft zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

In den Lissabon-Zielen sind jetzt in der Tat genau die
Themen genannt, um die es hier geht: Attraktivität für
Arbeitsplätze und Investitionen, Infrastruktur, offene,
wettbewerbsorientierte Märkte, Bildung, Qualifikation,
Wissen und Innovation. Der Stifterverband, der gestern
getagt hat, sagt: Das Megathema ist Innovation. Ihr
müssen wir alles unterordnen. Wir brauchen keine Repa-
raturen am Haus Deutschland, sondern ein neues Funda-
ment aus Bildung, Forschung und Innovation. – Dieses
neue Fundament brauchen wir, weil Sie das Fundament
in den letzten Jahren systematisch haben zerbröckeln
lassen. Sie sind nicht vorangekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Wilhelm Schmidt [Salzgitter]
[SPD]: Quatsch!)

Selbst da, wo Sie vorangekommen sind, sind andere
– das zeigt der Bericht – schneller vorangekommen als
wir. Wir sind zurückgefallen. Weil wir zurückgefallen
sind, ist Europa zurückgefallen. Wenn die stärkste Macht
in Europa keine Linie aufbringt, dann fällt ganz Europa
zurück. Wenn es in Europa früher haarig wurde – zu
Kohls Zeiten, an die Sie sich so ungern erinnern –, hat
man auf einen Staatsmann, hat man auf ein Land, auf
Deutschland, geblickt. 

(Günter Gloser [SPD]: Dann hat er einen 
Scheck hingereicht!)
Heute läuft die Sache auseinander, weil Sie eine Politik
angelegt haben, die die Menschen nicht zusammen-
geführt, sondern auseinander gebracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir sind in einer Situation, die offenkundig schwieri-
ger ist als vor sechs, sieben Jahren. Aber wir haben nach
wie vor ein starkes Land. Reden Sie einmal mit den jun-
gen Technologieunternehmen. Die wollen etwas und die
können etwas. 

(Klaus Brandner [SPD]: So ist es!)

Reden Sie mit den Wissenschaftlern in der Technischen
Universität Darmstadt. Die sind froh, dass sie jetzt ihr
eigenes Schicksal unbehindert von irgendwelchen über-
geordneten, hoch intelligenten Beamtenentscheidungen
gestalten können, dass sie selber Professoren berufen
können, dass sie über ihre Immobilien verfügen können
und dass sie Prüfungsordnungen einführen können. Ge-
ben Sie Freiraum!

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Geben Sie Frei-
heit!)

Sie sagen, die bestehende Bürokratie sei gar nicht so
schlimm. Ich kann Ihnen respektvoll sagen, dass in
Deutschland sieben bis acht Wochen vergehen, bis ein
Unternehmen gegründet werden kann; in England sind
es sieben Tage. Dass wir auf diesem Gebiet nichts zu tun
hätten, ist eine tollkühne Annahme. Unser Steuersystem
ist so kompliziert, dass ein Mittelständler sich über meh-
rere Wochen des Jahres mehr mit seinen Steuerberatern
und den möglichen Steuerlücken befassen muss als mit
seinen Kunden und Lieferanten; das ist eine kranke
Situation. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Was wir brauchen, ist der Raum, in dem wir uns auf
die Tüchtigkeit der Einzelnen verlassen, aus dem Dyna-
mik und Unternehmungsgeist entstehen. Dann wird
Deutschland wieder seine Rolle in Europa spielen, die
die Europäer zu Recht von uns erwarten. Mit Zuversicht,
Gestaltungskraft und Mut muss in einer schwierigen
Lage – diesen Umstand räumen wir alle ein – jeder sei-
nen Beitrag leisten. Wir brauchen ein zuversichtliches
Europa und eine wissensbasierte Gesellschaft, die mit
der Tüchtigkeit ihrer Menschen, mit Unternehmungs-
geist und Freiraum Arbeit schafft und ihre Rolle als Part-
ner in der Welt spielt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort dem Parlamentarischen Staats-

sekretär Gerd Andres.

Gerd Andres, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft und Arbeit: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Dr. Riesenhuber, ich bin Ihnen sehr dank-
bar dafür, dass Ihnen aufgefallen ist, dass die Lissa-
bon-Strategie verändert wurde. Die Veränderung der
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Lissabon-Strategie hat diese rot-grüne Bundesregierung
bewirkt.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin Ihnen sehr dankbar dafür, dass Sie das feststel-
len. Das macht nämlich deutlich, dass Ihr Antrag, der
vom 8. März datiert, überflüssig ist. Er ist deswegen
überflüssig, weil ein ganzer Teil der Forderungen, die
darin formuliert worden sind, schon längst erfüllt ist. 

(Klaus Brandner [SPD]: Die CDU ist eine 
Schlafwagenabteilung!) 

Sie haben völlig Recht, Herr Professor Riesenhuber
– ich sage das ganz ausdrücklich –: Wachstum und
Ökonomie gehören in den Mittelpunkt dieser Strategie,
in den Mittelpunkt des politischen Handelns von Europa.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer)

Weil Sie gesagt haben, man rede im Rückblick immer
nur schlecht über die Regierung Kohl, der Sie angehör-
ten, empfehle ich Ihnen, einmal nachzulesen – vielleicht
können Sie das freundlicherweise auch an Frau Wöhrl
weitergeben –, wie im europäischen Kontext Ihre Plat-
zierung beim Wachstum in den 90er-Jahren war, als
Helmut Kohl noch Regierungschef war. In den gesamten
90er-Jahren haben Sie immer den vorletzten Platz belegt.
Vielleicht können Sie das auch Frau Wöhrl sagen. 

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: Ich bin doch 
da!)

Damit bin ich bei einem zweiten Thema; ich bin Ih-
nen sehr dankbar, dass Sie das angesprochen haben. Die
Schelte unserer nationalen Politik ist hinlänglich be-
kannt. Dass Sie das alles jetzt benutzen, um hier Wahl-
kampf zu machen, kann der interessierte Bürger ja auch
verstehen. Ihr Antrag ist aber schädlich. Er ist schädlich,
weil es gerade jetzt nach den Referenden in Frankreich
und in den Niederlanden ganz wichtig ist, den Bürge-
rinnen und Bürgern Europa wieder näher zu bringen und
Vertrauen in Europa zu pflanzen. Ich glaube auch nicht,
dass die Verfassung gescheitert ist, wie Sie das formu-
liert haben. Ich will festhalten: Es hat zwei Referenden
gegeben. Die Ratifizierung in den europäischen Län-
dern muss weiterlaufen. Wir haben im Bundestag und im
Bundesrat mit überwältigender Mehrheit ratifiziert und
das ist gut so. 

(Beifall bei der SPD)

Man braucht aus dieser Vertragskrise keine europäi-
sche Krise zu machen. Deswegen ist es ganz wichtig, die
Finanzverhandlungen in Europa in den nächsten
14 Tagen erfolgreich abzuschließen. Dazu ist Beweg-
lichkeit von allen gefordert. Auch wir werden da beweg-
lich sein. 

Der dritte Punkt, den man festhalten muss, lautet: Ge-
schlossene Verträge dürfen jetzt nicht infrage gestellt
werden. Deswegen ist es Unsinn, beispielsweise über die
vertraglich schon beschlossenen Erweiterungen um
Bulgarien und Rumänien zu diskutieren und sie öffent-
lich infrage zu stellen. Ich habe heute Morgen ein Inter-
view des Vorsitzenden des außenpolitischen Ausschus-
ses, Herrn Rühe, dazu gehört, das mir sehr gut gefallen
hat. Er hat gesagt: Es gibt Verträge. Diese Verträge muss
man einhalten. Es ist eine vernünftige Position, auf der
Grundlage dieser Verträge weiter europäische Politik zu
gestalten. 

Zu Ihren europapolitischen Forderungen: Der Euro-
päische Rat hat am 22. und 23. März die Lissabon-Stra-
tegie neu ausgerichtet. Nach jahrelangen Bemühungen,
insbesondere auch der Bundesregierung, liegt der
Schwerpunkt jetzt auf Wachstum und Beschäftigung.
Diese Weiterentwicklung ist sinnvoll und richtig. Aber
sie bedeutet nicht, dass alles zuvor Dagewesene falsch
war. Insbesondere Ihre Vorwürfe, die Bundesregierung
habe sich nicht entschieden genug für die Wettbewerbs-
fähigkeit des europäischen Wirtschaftsraums eingesetzt,
laufen völlig ins Leere. Wir haben uns seit dem
Jahr 2000, als die Lissabon-Strategie geboren wurde,
wie kaum ein anderer Mitgliedstaat für die Fokussierung
auf Wachstum und Beschäftigung eingesetzt. 

(Beifall bei der SPD – Kurt-Dieter Grill
[CDU/CSU]: Das muss aber so schwach ge-
wesen sein, dass wir es nicht gemerkt haben!)

Wir haben dafür gekämpft, dass die Belange der Wirt-
schaft auf europäischer Ebene wieder stärker Berück-
sichtigung finden und die Bereiche „Förderung des
Geschäftsklimas“, „Forschungsförderung“ und „Wis-
sensgesellschaft“ wesentliche Bestandteile einer Neu-
ausrichtung werden. Es war diese Bundesregierung, die
darauf gedrungen hat, die Industriepolitik zu erneuern
und der Wirtschaft durch vorbeugende Verfahren auf
EU-Ebene Freiräume zu schaffen und zu erhalten. 

In den beiden zurückliegenden Jahren stand insbeson-
dere die Neuordnung des europäischen Chemikalien-
rechts, REACH, im Mittelpunkt. Dass jetzt noch einmal
Anstrengungen unternommen werden und dass nach ei-
ner industrieverträglicheren Lösung gesucht wird, ist
nicht zuletzt das Verdienst gemeinsamer Anstrengungen
und Interventionen von Bundesregierung, VCI und
IG BCE in Brüssel. 

Ich verweise auch auf das gemeinsame Eintreten von
Bundeskanzler Schröder und Staatspräsident Chirac für
„europäische Champions“ oder die im Frühjahr 2004
gestartete Innovationsoffensive von Bundeskanzler
Schröder, Staatspräsident Chirac und Premierminister
Blair. Dazu, dass Sie jetzt endlich die Innovation ent-
deckt haben, Herr Riesenhuber, gratulieren wir Ihnen
herzlich. 

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: Das ist eine 
Frechheit!) 

Das können Sie hier ganz oft vortragen. Aber ich kann
Ihnen sagen: Das haben wir im europäischen Kontext
längst vorangetrieben. 

(Beifall bei der SPD)

Ich werde Ihnen gleich noch ein paar Ergebnisse nennen. 

Inzwischen hat Industriepolitik in Brüssel wieder
einen ganz anderen Stellenwert. Noch einmal: Die Er-
folge gehen eindeutig auf die Bemühungen dieser Bun-
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desregierung und insbesondere des Bundeskanzlers zu-
rück.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der intel-
lektuelle Höhepunkt Ihres Antrags besteht in der Forde-
rung, die europäische Wachstumsstrategie durch natio-
nale Maßnahmen zu flankieren, die – keiner hat das
bisher je für möglich gehalten – eine Reform der Sozial-
systeme, eine Reform des Steuersystems, den Abbau von
Überregulierung nebst Bürokratie und die Erhöhung der
Ausgaben für Forschung und Entwicklung beinhalten
sollen. Toll, was in Ihrem Antrag steht! Ich empfehle den
Bundesbürgern, die Zugang dazu haben, einmal die Seite
www.bundestag.de aufzurufen und sich diesen Antrag
herunterzuladen. Es ist wirklich ein Genuss, ihn sich an-
zuschauen. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinz Riesenhuber 
[CDU/CSU])

Da weiß man wenigstens, was hier diskutiert wird.

Ich finde es beinahe ein bisschen peinlich, darauf eine
Replik zu geben. Ich möchte vielmehr die Frage stellen:
Wo waren die Autoren dieses Antrags die letzten Jahre?
Die Bundesregierung hat ihre nationale Verantwortung
gerade in den Kernbereichen Wirtschaft und Soziales
sehr ernst genommen. Mit der Agenda 2010 haben wir
große, wichtige Reformen angestoßen, die notwendig
waren und erste Erfolge zeitigen. Dass sie schwierig
sind, wissen wir selbst. Dass der so genannte Kok-I-
Bericht der Bundesregierung gerade hierfür gute Arbeit
bescheinigt, wird von Ihnen natürlich wohlweislich un-
terschlagen. Diese Bundesregierung hat die umfang-
reichste Steuerreform in Kraft gesetzt, die es je in
Deutschland gab. Ich erinnere nur daran, dass wir den
Eingangsteuersatz von 26 auf 15 und den Spitzensteuer-
satz von 53 auf 42 Prozent gesenkt haben.

Es gibt in der Tat weiteren Handlungsbedarf. Wie er
aussehen kann, wissen Sie ja selbst. Sie diskutieren ja
gerade öffentlich über Mehrwert- und Unternehmen-
steuern, die Streichung der Absenkung der steuerlichen
Freibeträge für Sonntags-, Nacht- und Feiertagsarbeit
und sogar über die Abschaffung der Eigenheimzulage.
Diese Möglichkeit entdecken Sie offensichtlich nun,
nachdem Sie sie mehrere Jahre blockiert haben. Das ist
schon erstaunlich. 

Am besten gefällt mir Ihre Forderung, unverzüglich
den Anstieg der Förderung von Forschung und Ent-
wicklung auf 3 Prozent umzusetzen. Um das 3-Prozent-
Ziel zu erreichen, sollen bei uns die öffentliche Hand
1 Prozent, die Privatwirtschaft 2 Prozent beisteuern.
Beide Werte sind so gut wie erreicht. Die öffentliche
Hand liegt bei 0,77 Prozent, die Privatwirtschaft bei
1,78 Prozent. Deutschland steht im Vergleich der 25 EU-
Länder – ich erwähne das der Vollständigkeit halber und
um hier auch einmal Erfolge mitzuteilen – hinter Schwe-
den und Finnland auf Platz drei. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auch die im Antrag geäußerte Kritik hinsichtlich der
Umsetzung der Binnenmarktrichtlinien in Deutsch-
land ist schlicht überholt. Nach offiziell bestätigten An-
gaben der Kommission vom März betrug das deutsche
Umsetzungsdefizit 1,6 Prozent, mittlerweile sogar nur
noch 1,5 Prozent. Damit liegt Deutschland auf Platz fünf
unter den 25 Mitgliedstaaten. Nur einmal zur Erinnerung
für die interessierte Öffentlichkeit: Wir haben von Ihnen
ein Defizit in der Größenordnung von 4 Prozent über-
nommen. Dieses Defizit haben wir systematisch zurück-
geführt. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich
rate Ihnen, Ihre Zeit künftig sinnvoller zu verwenden.
Solche Anträge helfen uns inhaltlich nicht weiter. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Hochmut kommt 
vor dem Fall!)

Sie haben nur ein Gutes: Die Auseinandersetzung damit
zeigt, dass wir bisher auf einem guten Weg waren. Wir
sind auch entschlossen, diesen Weg entsprechend fortzu-
setzen. 

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Kurt-Dieter Grill.

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Herr Staatssekretär Andres, nachdem ich Ihre
Rede gehört habe, kann ich mich des Eindrucks nicht er-
wehren, dass Sie eine selektive Wahrnehmung haben, da
Sie in Ihrer Rede mindestens 50 Prozent der deutschen
und der europäischen Wirklichkeit verdrängt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn man sich die Analysen des Kok-Berichtes,
nicht die der CDU/CSU, anschaut, dann findet man dort
stichwortartig aufgeführt: überfrachtete Agenda, man-
gelnde Koordinierung und Konsequenz, Konflikte in
Bezug auf unterschiedliche Ziele, die nicht aufgelöst
sind – REACH und anderes – und mangelnder politi-
scher Wille in den Nationalstaaten – das wird als Haupt-
ursache angeführt –, sich wirklich aktiv der Lissabon-
Strategie zuzuwenden. Herr Kollege Riesenhuber hat
hier deutlich gemacht, dass ein Teil des Scheiterns der
Strategie darauf beruht, dass versucht worden ist, in ein
Papier alle Ziele hineinzuschreiben, die man überhaupt
postulieren konnte. Wer zu viel aufschreibt, erreicht aber
nichts.

Nachdem Sie meinten, sich über das Datum unseres
Antrages aufzuregen, will ich dazu nur eine kleine An-
merkung machen: Schauen Sie einmal auf den Antrag
von Rot-Grün; der wurde eine Woche später geschrie-
ben. Daran wird eines deutlich: Wir diskutieren in Eu-
ropa über die Frage einer Neuausrichtung der Lissa-
bon-Strategie. Wir beklagen uns im Deutschen
Bundestag über die mangelnde Mitsprache bei europäi-
schen Entscheidungen. Es wird keiner hier bestreiten,
dass wir darüber eine tiefgehende Diskussion haben und
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haben müssen, wenn das überhaupt in Zukunft funktio-
nieren soll.

Wenn unser Antrag am 8. März nicht eingereicht wor-
den wäre, gäbe es den vom 16. März von Rot-Grün über-
haupt nicht. Das heißt, ohne unseren Antrag würde sich
der Deutsche Bundestag mit der Frage, was die europäi-
sche Neuausrichtung der Lissabon-Strategie für unser
Land bedeutet, überhaupt nicht beschäftigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist das entscheidende Moment: dass wir unseren An-
spruch, uns in die europäische Politik einzumischen,
auch wirklich ernst nehmen. 

Ich will jetzt gar nicht darüber streiten, in welchem
Maße die Bundesregierung das, was jetzt neu auf dem
Tisch liegt, mitgestaltet hat. Ich will nur einmal anhand
der im Eckpunktepapier für die Grundzüge der Wirt-
schaftspolitik 2005 fett markierten Ziele, die ausgerich-
tet sind auf die Lissabon-Strategie – das haben Sie alles
mit verabschiedet –, deutlich machen, wo Sie im Ver-
hältnis zu dem stehen, was Sie in Europa mitentschieden
haben. Da heißt es: 

Die Steigerung von Wachstum und Beschäftigung
muss im Zentrum der Grundzüge der Wirtschafts-
politik 2005 stehen. 

So weit ist das vielleicht noch in Ordnung. Dann steht
hier: „solide makroökonomische Politik“. Da fängt das
Problem in diesem Lande schon an. 

Ich möchte Ihnen noch drei Punkte vorlesen. Dann
können Sie die Situation in Deutschland an dem messen,
was Europa von uns fordert. 

Erstens: 

Die Mitgliedstaaten sollten über den Konjunktur-
zyklus hinweg einen nahezu ausgeglichenen oder
einen Überschuss aufweisenden Haushalt errei-
chen …

Meine Damen und Herren, davon sind Sie nach der Dis-
kussion über den Haushalt Megawelten entfernt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Zweite: 

… die Solidität der öffentlichen Finanzen auf lange
Sicht zu stärken. 

Fehlanzeige in diesem Lande! 

Das Dritte: 

Die Mitgliedstaaten sollten sich verstärkt für den
produktiven Einsatz der öffentlichen Mittel einset-
zen und dafür sorgen, dass diese zunehmend in
wachstumsfördernde Maßnahmen im Sinne der
Schwerpunktziele von Lissabon fließen. 

Wenn ich mir die Investitionskraft des Bundeshaushaltes
einmal anschaue, komme ich zu dem Schluss, dass Sie
auch hier nicht auf einem positiven, sondern auf einem
negativen Wege sind. 
Insofern können wir doch nur festhalten: Sie sind weit
von den Zielen der Neuausrichtung der Lissabon-Strate-
gie, die Sie selber in Europa mit verabschiedet haben,
entfernt. Darum geht es in dieser Debatte, nicht nur um
einzelne Forderungen. 

Herr Kollege Steenblock, Sie haben sich bemüßigt
gefühlt – in diesen Tagen wird ja sichtbar, dass nur noch
über die nächste Regierung diskutiert wird, nicht mehr
über das Versagen der jetzigen Regierung –, vom Ansatz
her den Versuch zu machen, die europäische Debatte
auch in diesem Haus zu führen. Dann sind Sie aber ge-
nau wie wir in der Innenpolitik gelandet. Das will ich
auch gar nicht negativ bewerten, das gehört dazu; denn
aus beidem wird das Ganze. Ich kann aber nur sagen: Sie
sind es doch gewesen, die 2002 drei Monate vor der
Bundestagswahl mit Herrn Hartz die Verringerung der
Arbeitslosigkeit auf die Hälfte versprochen haben. Sie
sind heute bei mehr und nicht bei der Hälfte. Von der
Hälfte sind Sie meilenweit entfernt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Lassen Sie mich aus dem Forschungsbereich nur ei-
nen Punkt herausgreifen. Nach sieben Jahren haben wir
zum ersten Mal ein Energieforschungsprogramm. Die
Energieforschung ist die strategische Variante der Ener-
giepolitik. In dieser Frage der strategischen Variante ha-
ben Sie eklatant versagt. 

Zu der Rede des Herrn Kollegen Gloser sage ich nur:
Er hat ganz gut damit angefangen, dass wir über die EU
als Ganzes reden müssen, ist dann aber auch auf die na-
tionale Ebene geschwenkt. Das finde ich bedauerlich.
Der Lissabon-Antrag der Union koppelt sich mit dem
Antrag der CDU/CSU zum Pakt für Deutschland. Sie
müssen beides zusammen lesen, dann kommen Sie auf
die richtigen Antworten. 

Ich denke, dass wir über die Frage der nationalen Ver-
antwortung im Sinne auch der innenpolitischen Gestal-
tung mehr diskutieren müssen. Ich will allerdings auch
eine Bemerkung zur Frage der Glaubwürdigkeit der EU
machen. Das, was passiert ist – ich bin mit den For-
mulierungen von Herrn Steenblock durchaus einverstan-
den –, ist nicht zuletzt auch auf mangelnden Erfolg in
der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik zurück-
zuführen.

Wenn Europa und damit wir alle – nicht nur eine so-
zusagen anonyme Kommission – an dieser Stelle versagt
haben, dann müssen wir uns zur Überwindung der jetzi-
gen Krise unter anderem – das ist nicht das Einzige –
auch damit auseinander setzen, wie wir in der Wachs-
tums- und Beschäftigungspolitik neue Kräfte mobilisie-
ren, damit die Menschen in diesem Europa, die Frieden
und Freiheit als etwas Großes und Selbstverständliches
mit auf den Weg bekommen haben, auch erfahren, dass
dieses Europa Perspektiven in der Wirtschafts-, Sozial-
und Umweltpolitik bietet.

Deswegen glaube ich, dass wir über die Frage reden
müssen, ob Europa nicht zu sehr nach innen diskutiert.
Ich will an dieser Stelle bewusst nicht nach innen, nicht
über die Frage der nationalen Verantwortung diskutie-
ren, sondern auf etwas anderes hinweisen, was in der Eu-
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ropäischen Union Gegenstand der Erörterungen ist. Ich
rate uns dringend, uns mit dieser Frage zu beschäftigen;
es hängt mit dem Kapitalmarkt und vielen anderen Din-
gen zusammen. Europa steht in einem massiven Wettbe-
werb mit den anderen Kontinenten. Wenn wir – damit
ist auch Deutschland gemeint – nicht die Herausforde-
rung annehmen, uns auf den Wettbewerb mit den ande-
ren Kontinenten einzustellen, dann werden wir beim Zu-
gang zu Kapital, Menschen und Rohstoffen schlicht und
einfach versagen, weil die anderen auf uns keine Rück-
sicht nehmen werden. Wir werden uns dieser Herausfor-
derung stellen müssen.

Auch vor dem Hintergrund einer Veröffentlichung
von Herrn Tremonti in der „FAZ“ vom 1. Juni stelle ich
deswegen fest: Die Selbstverständlichkeit des Wohlstan-
des ist vorbei. Wohlstand ist nicht mehr so selbstver-
ständlich wie vor 1990. Es gibt neue Herausforderungen.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Herr Kollege, Sie sagen gerade gute und wichtige

Dinge; aber Sie müssen doch zum Schluss kommen.

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU): 
Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin.

Ich glaube, dass wir im Zusammenhang mit dem
Thema Bürokratie eines aufnehmen sollten – ich zitiere
hier noch einmal Herrn Tremonti, weil mir das, was er
geschrieben hat, ausgesprochen gut gefallen hat –:

Europa muss auf das Modell einer perfekten Gesell-
schaft und eines perfekten Marktes verzichten. 

Das wäre der erste Schritt, um weniger Bürokratie und
mehr Wachstumskräfte zu erreichen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Hans-Werner

Bertl.

(Beifall bei der SPD)

Hans-Werner Bertl (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich finde es gut, dass wir heute über einen Antrag der
CDU/CSU sprechen, der die Bundesregierung auffor-
dert, sich mit den Ende März im Europäischen Rat und
auch im Kok-1-Bericht aufgezeigten Problemen des Lis-
sabon-Prozesses zu beschäftigen. Aber viel entscheiden-
der finde ich, dass wir daran heute festmachen können,
dass genau dieser Weg durch die Bundesregierung be-
schritten wurde und wir entscheidend dazu beigetragen
haben, dass die Konzentration des Lissabon-Prozesses
überhaupt vorankommt. 

Ich glaube, die Menschen wissen kaum, was mit die-
sem Lissabon-Prozess gemeint ist. Es ist ein sehr ehrgei-
ziges Programm, welches im März 2000 aufgelegt
wurde, um Europa zum – was sagen diese Begriffe? –
wettbewerbsfähigsten, dynamischsten wissensbasierten
Wirtschaftsraum der Welt zu entwickeln. Es geht um Be-
schäftigung, Wirtschaftsreformen und – dieses Wort
habe ich jetzt hier noch nicht gehört, aber davon haben
wir damals im Lissabon-Prozess gesprochen – den
sozialen Zusammenhalt Europas. Gerade das, was wir
in den letzten Tagen in Frankreich und den Niederlanden
erlebt haben, zeigt vielleicht auch, wie wichtig für die
Menschen in Europa die Frage des sozialen Zusammen-
haltes ist,

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Thea 
Dückert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

wie wichtig es ist, Europa nicht als etwas Angstbesetztes
zu erleben. Europa ängstigt sie möglicherweise, was die
globalisierten Wettbewerbssysteme angeht; es ängstigt
sie aber sicherlich, was ihre eigene Zukunft und die Zu-
kunftsfähigkeit der sozialen Sicherungssysteme betrifft.
Ich glaube, die Herausforderung für uns liegt darin, den
Weg des Lissabon-Prozesses entsprechend zu gestalten.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Aber der
Gerhard Schröder hat doch in Frankreich mit
verloren!)

Insgesamt lässt sich an diesen ehrgeizigen Zielen und
meiner Meinung nach auch an der Kritik, die notwendig
ist, festmachen, was die Bundesregierung getan hat. Für
mich ist auch entscheidend, mit welchen Instrumenten
wir die Ziele von Lissabon auf nationaler Ebene verfol-
gen. Entscheidend ist in diesem Zusammenhang eben-
falls, auch in der Bewertung Ihres Antrages, wie sich die
Opposition dabei verhalten oder enthalten hat. In weiten
Bereichen haben Sie verhindert, dass die Ziele, insbe-
sondere im Bereich Bildung und Forschung, erreicht
werden konnten. Von meinem Kollegen sind schon die
schwierigen Prozesse, sei es im Bundesrat oder im Ver-
mittlungsverfahren, angesprochen worden, die stattge-
funden haben, um finanzielle Ressourcen genau für die-
sen Weg, der meines Erachtens im Lissabon-Prozess
richtig beschrieben ist, zu erschließen.

Man muss deutlich machen, dass zwar im Bereich der
Arbeitsmarktpolitik ein Teil des Prozesses im Zusam-
menhang mit der Agenda 2010 und mit Hartz IV von der
Opposition mitgestaltet wurde. Auf der anderen Seite
haben Sie sich aber immer wieder ganz schnell in die
Büsche geschlagen. Der Erfolg zeigt dennoch, dass der
Weg zur Verwirklichung der Lissabon-Ziele richtig ist.

Unser Ziel ist ein Europa, das für die Bürgerinnen und
Bürger ein Raum der Freiheit und der sozialen Sicher-
heit sowie ein Raum von Wachstum und Beschäf-
tigung ist. Ich glaube, der Aspekt Freiheit und soziale
Sicherheit muss genauso beachtet werden wie der As-
pekt Wirtschaft und Beschäftigung. Beide Aspekte sind
wichtig. Wir müssen den Menschen in den 25 Staaten
der EU die von ihnen gewünschte Sicherheit geben. Sie
werden Europa nämlich nur dann akzeptieren, wenn die-
ser Prozess in der EU nicht von Ängsten um Arbeits-
plätze, um die Sicherung sozialer Standards und um die
Zukunft der sozialen Sicherungssysteme geprägt wird.
Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die Diskus-
sionen über die Dienstleistungsrichtlinie und über die
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Hans-Werner Bertl
Wettbewerbsfähigkeit, die wir sicherlich führen müssen.
Gerade angesichts der aktuellen Entwicklung können
wir erkennen, dass es notwendiger denn je ist, das Be-
dürfnis der Menschen nach Sicherheit zu beachten.

Im Bericht von Wim Kok – ich muss das einmal
deutlich sagen – sind wir für den gesamten Prozess der
Agenda 2010 und dafür, wie wir versucht haben, den
Weg der Arbeitsmarktreformen erfolgreich zu gestalten,
ausdrücklich gelobt worden. Es gibt deutliche Hinweise
darauf, dass dieser Weg für die Bundesrepublik richtig
ist. Wir brauchen ein nachhaltiges Wachstum, wir müs-
sen Forschung und Entwicklung fördern sowie die Be-
schäftigungsrate steigern. 

Die Bundesregierung und die Regierungskoalition ha-
ben enorme Vorleistungen in diesem Bereich erbracht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir haben Bürokratie abgebaut und wir haben mit der
Agenda 2010 ein Umsteuern bis in den Bereich der so-
zialen Sicherungssysteme hinein vorgenommen. Wir
müssen leider feststellen, dass weite Teile der Wirt-
schaft nur wenig Bemühen gezeigt haben, diesen Weg
konstruktiv und fördernd mitzugehen. Ich finde es hoch-
interessant, dass man in dieser Woche erstmals in
Deutschland in führenden Wirtschaftszeitungen lesen
konnte, dass plötzlich auch Chefvolkswirte und Vor-
stände renommierter Banken den Zeigefinger heben und
die fahrlässige Vernichtung von Kapital kritisieren. Sie
fordern, dass Unternehmen und Management Verant-
wortung übernehmen. Das ist übrigens eine Position,
die aus diesem Bereich der Wirtschaft jahrelang im
Rausch der New Economy nie gehört werden konnte.
Ich finde es, wie gesagt, hochinteressant, dass diese
Punkte jetzt plötzlich zur Sprache kommen. Das zeigt,
dass unser Weg, den wir durch enorme Vorleistungen in
der Sozialpolitik, in der Steuerpolitik und in der Arbeits-
marktpolitik gestaltet haben, von den Verantwortlichen
der Wirtschaft langsam als richtig erkannt wird und von
ihnen vielleicht auch mitgegangen wird. Ihnen ist deut-
lich geworden, dass sie damit große Spielräume erlan-
gen, die Lissabon-Ziele zu erreichen.

Ich habe schon gesagt, dass auch Forschung und
Entwicklung wichtige Ziele sind. Dazu gehört der na-
tionale Aktionsplan. Wir sind der Meinung, dass Arbeit
für junge Menschen und für ältere Menschen ein ganz
entscheidender Punkt ist. Wir haben mit der Novellie-
rung des Berufsbildungsgesetzes eine Vorleistung im
Bereich der Bildung und Ausbildung junger Men-
schen erbracht, die uns die große Möglichkeit bietet, das
Problem der Jugendarbeitslosigkeit bei uns erfolgreich
zu bekämpfen. Im Rahmen der SGB-II-Reformen wur-
den fast 7 Milliarden Euro für aktive Arbeitsmarkt-
politik zur Verfügung gestellt. Auch das muss man unter
der Überschrift „Vorleistungen“ zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir haben deutlich gemacht, dass wir die Frage der
Ausbildung junger Menschen ernst nehmen. Wir wollen
allen Menschen unter 25 Jahren konkrete Angebote ma-
chen. All das gehört zur Lissabon-Strategie. Ich will an
dieser Stelle noch einmal deutlich machen: Die Lissa-
bon-Strategie ist eingebettet in den europäischen Ge-
samtkontext. Die damit verbundene Aufgabe ist, soziale
Gegensätze in Europa zu verringern. Das bedeutet, dass
es Investitionen in die Bildung der jungen Generation
und in das lebenslange Lernen für alle als bestes Mittel
gegen Ausgrenzung geben muss. Wenn wir den Lissa-
bon-Prozess so verstehen und ihn entsprechend gestal-
ten, werden wir erfolgreich sein.

Zu Ihrem Antrag, den wir heute auf Empfehlung des
Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit ablehnen werden,
sage ich Ihnen: Wenn Sie sich in den letzten Monaten
und Jahren im Kontext Ihres eigenen Antrages bewegt
hätten, dann wären wir in Deutschland ein Stück weiter.
Wir hätten mit Ihrer Hilfe deutlich größere finanzielle
Ressourcen freisetzen können. Sie hatten nämlich die
Möglichkeit, uns im Bundesrat zu unterstützen. Mit Ihrer
Hilfe wären wir in weiten Bereichen bezüglich der
Frage, wie der zukünftige Prozess gesteuert werden soll,
ein Stück weiter. Sie haben hier große Versäumnisse bei
sich festzumachen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Nicht wir, ihr!)

Sie sollten ein Stück schuldbewusst mit sich ins Gericht
gehen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Zuruf von der CDU/CSU:
Und deswegen haut der Schröder ab, oder
wie?)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Ich schließe damit die Aussprache.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft und Arbeit auf Druck-
sache 15/5614 zu dem Antrag der Fraktion der CDU/
CSU mit dem Titel „Wachstum in Deutschland und
Europa stärken – Neue Strategie für Lissabon-Ziele ent-
wickeln“. Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag auf
Drucksache 15/5025 abzulehnen. Wer stimmt für diese
Beschlussempfehlung? – 

(Etliche Abgeordnete der CDU/CSU stimmen
der Beschlussempfehlung durch Handzeichen
zu)

Gegenstimmen? – 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Sie haben
es nicht richtig formuliert! – Weitere Zurufe –
Lachen bei Abgeordneten der SPD)

– Herr Ramsauer, Sie wissen: Wenn man die Macht hat,
muss man bei so etwas sehr aufpassen. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Sie haben 
nach Ablehnung gefragt!)

Also noch einmal: Der Ausschuss empfiehlt, den An-
trag auf Drucksache 15/5025 abzulehnen. Wer stimmt
für diese Beschlussempfehlung? –

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Jetzt haben
Sie richtig gefragt! – Widerspruch bei der
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)
Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer
SPD – Zuruf von der SPD: Typisch
Ramsauer!)

Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Die Beschluss-
empfehlung ist in einer zweiten Abstimmung mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Opposition angenommen worden. 

Herr Ramsauer, ich hatte richtig gefragt. Sie haben
das erste Mal falsch abgestimmt. So war es. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Peter Ramsauer [CDU/
CSU]: Ich stelle fest: Sie haben falsch gefragt!
Das ist schon einmal vorgekommen! Da habe
ich auch Recht gehabt!)

– Kleine Sünden bestraft der liebe Gott sofort, aber in
diesem Fall nicht.
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